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betr. Abgabenfreie Einfuhr von Tabakwaren im Reiseverkehr 


A. Bericht des Abgeordneten Peters: 

Her Antrag der Fraktion der FDP -- Drucksache 
217 — zielt auf eine Erhöhung der Freigrenze 
für Tabakwaren für die von Auslandsreisen zurück-* 
kehrenden Deutschen im Rahmen des Reisebedarfs 
von bisher 25 Zigaretten, 10 Zigarren, 50 g Fein- 
schnitt und 50 g Pfeifentabak auf 100 Zigaretten, 
25 Zigarren, 100 g Feinschnitt und 100 g Pfeifen- 
tabak. 

Dieser Antrag wurde in der 14. Plenarsitzung des 
Deutschen Bundestages am 11. Februar 1954 dem 
Ausschuß für Außenhandelsfragen zur Bearbeitung 
überwiesen. Durch eine am 9. März 1954 im Älte- 
stenrat erzielte Übereinstimmung wurde jedoch 
festgelegt, daß der Antrag federführend im Aus- 
schuß für Finanz- und Steuerfragen, mitberatend 
im Ausschuß für Außenhandelsfragen, zu bearbei- 
ten sei. Demgemäß wurde verfahren. 

Der Ausschuß für Außenhandelsfragen stimmte 
dem Antrag in seiner Sitzung am 11. März 1954 
einstimmig zu. Dabei ging man von der Tatsache 
aus, daß die anderen europäischen Nationen bei 
Grenzübertritten sich weit großzügiger bei der 
abgabefreien Einfuhr von Tabakwaren verhalten. 
Eine solche großzügigere Handhabung liege im In- 
teresse des Fremdenverkehrs, zudem würden Außen- 
handelsinteressen nicht geschädigt. 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen kam 

im Gegensatz dazu am 16. März 1954 zu einer 
ablehnenden Stellungnahme. 

Diese gegensätzliche Beschlußfassung der beiden 
beteiligten Ausschüsse gab Veranlassung, daß das 
Plenum des Deutschen Bundestages am 28. Mai 
1954 den Mündlichen Bericht (Drucksache 335) ab- 
lehnte und den Antrag (Drucksache 217) erneut an 
die Ausschüsse verwies. 

Der Ausschuß für Außenhandelsfragen kam bei der 
erneuten Beratung wieder zu einer Befürwortung 
des Antrages, währerid der Ausschuß für Finanz- 
und Steuerfragen bei seiner Ablehnung verblieb. 
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Diese Ablehnung fußt auf folgender Überlegung: 

Zur Zeit können deutschen Reisenden bei der 
Wiedereinreise aus dem Ausland die vorgesehenen 
Höchstmengen an Tabakwaren in den meisten 
Fällen unbedenklich als Reisebedarf freigelassen 
werden. Dagegen würden die beantragten größeren 
Mengen für aus dem Ausland zurückkehrende 
Deutsche kaum je als Reisebedarf anerkannt wer- 
den können. Wenn es nicht immer wieder zu uner- 
freulichen Auseinandersetzungen an der Grenze 
über den Bedarf an Tabakwaren für die weitere 
Reise kommen soll, müßten wohl auch die bean- 
tragten erhöhten Freimengen abgabefrei herein- 
gelassen werden. Damit würde aber den Bevölke- 
rungskreisen, die Auslandsreisen zu machen in der 
Lage sind, bei der Versorgung mit billigen Aus- 
landstabakwaren ungerechtfertigte Vorteile gegen- 
über denjenigen gewährt werden, die ihre Tabak- 
waren versteuert im Bundesgebiet kaufen müssen. 
Eine solche Bevorzugung erscheint nicht gerecht- 
fertigt, Zum Vergleich können auch nicht die höhe- 
ren Freimengen herangezogen werden, die aus- 
ländischen Reisenden auf Grund eines OEEC-Be- 
schlusses zustehen. Ihre Reisen enden in der Regel 
nicht wie die der deutschen Reisenden an einem 
bestimmten Ort im Inland. Sie sollen durch die 
höheren Freimengen in die Lage versetzt werden, 
für ihre Aufenthalte im Inland Tabakwaren 
abgabefrei mitzubringen, die sie geschmacklich 
gewöhnt sind. 

Von Bedeutung ist auch der Ausfall an Tabak- 
steuer, der durch die mit dem Antrag erstrebte 
Rechtsänderung eintreten würde. Nach den Angaben 
des Bundesfinanzministeriums sind im großen Reise- 
verkehr — außer dem kleinen Grenzverkehr — im 
Laufe eines Jahres über 14 Millionen deutsche 
Reisende von Auslandsreisen zurückgekommen. 
Würde ihnen statt der bisherigen Freimenge von 
25 Zigaretten eine Freimenge von 100 Zigaretten 
gewährt werden, so würde dies theoretisch eine zu- 
sätzliche Einfuhr von 75 mal 14 Millionen = über 



1 Milliarde Zigaretten zur Folge haben können, die erscheinen lassen. Schließlich ist zu berücksichtigen, 
dem inländischen Zigarettenabsatz verlorengehen daß die Auswirkungen auf den inländischen Absatz 
würde. Diese Menge würde einen Ausfall von über von Tabakwaren nicht nur fiskalischer Art sind, 
51 Millionen DM Tabaksteuer nach sich ziehen. vielmehr würden vor allem auch die kleinen und 

mittleren Tabakwarenhersteller hierdurch fühlbar 
getroffen. Die Lage dieser Hersteller ist zur Zeit 
Nach Ansicht des Finanzausschusses würde ein schon verzweifelt. Darüber hinaus besteht die Ge- 
solcher Steuerausfall die beantragte Vergünstigung fahr der handelspolitisch nicht erwünschten Zurück- 
der deutschen Reisenden als zur Zeit nicht tragbar gewöhnung deutscher Raucher auf Virginiasorten. 


Bonn, den 13. Dezember 1954 

Peters 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 217 — abzulehnen. 


Bonn, den 13. Dezember 1954 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 

Dr. Wellhausen " Peters 

Vorsitzender Berichterstatter 



